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Unter den rund 1.500 Ein-
wohnern der schleswig-hol-
steinischen Gemeinde We-
welsfleth beim Atomkraftwerk 
Brokdorf herrscht zunehmen-
de Unruhe. Seit 1998 das 
schleswig-holsteinische Krebs-
register eingerichtet wurde, 
sind bis zum Jahr 2008 in der 
Bevölkerung von Wewelsfleth 
142 Krebserkrankungen neu 
diagnostiziert worden. Auf-
grund des Landesdurch-
schnitts wären nur 96 Neuer-
krankungen zu erwarten und 
eine Anzahl von 77 bis 115 
wäre als statistisch unauffällig 
zu betrachten gewesen. Die 
142 Krebserkrankungen aber 
bedeuten eine statistisch signi-
fikante Erhöhung um fast 49 
Prozent. Das hatte das Mini-
sterium für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein im Juli 
2011 dem Bürgermeister und 
dem Amtsvorsteher der Ge-
meinde mitgeteilt. Statistisch 
signifikant erhöht sei speziell 
die Zahl der registrierten Er-
krankungsfälle für Harnbla-
sen-, Prostata-, Darm- und 
Lungenkrebs sowie für den 
schwarzen Hautkrebs (mali-
gnes Melanom). Die Gruppe 
von Krebserkrankungen, die 
in Zusammenhang mit ionisie-
renden Strahlen gebracht wer-
den, wozu nach Ansicht des 
Kieler Ministeriums „bei-
spielsweise Leukämien und 
Schilddrüsenkrebs gehören“, 
weise dagegen keine Erhö-
hung auf, heißt es in dem Be-
richt. Es sei auch kein räumli-
ches Muster mit dem Abstand 
zum AKW Brokdorf zu er-
kennen, obwohl die Gemeinde 
Wewelsfleth in der Hauptab-
windrichtung von Brokdorf 
liegt. Die Inanspruchnahme 
von Früherkennungsungsunter-

suchungen für Brust-, Prostata-
, Darm- und Hautkrebs sei 
ebenfalls als Ursache auszu-
schließen, weil auch ohne 
diese die Krebserkrankungs-
rate deutlich erhöht sei. Tu-
more, die bekanntermaßen bei 
Werftarbeitern gehäuft auf-
treten, seinen in Wewelsfleth 
eher bei Frauen und nicht wie 
zu erwarten wäre bei Männern 
erhöht. Und individuelle Ver-
haltensweisen wie das Rau-
chen könnten allenfalls teil-
weise für die Erhöhung des 
Krebsrisikos in Wewelsfleth 
verantwortlich sein, heißt es in 
dem Bericht, denn auch für 
Tumoren, die nicht mit dem 
Rauchen in Verbindung stün-
den, sei eine Erhöhung zu be-
obachten. Die Sterblichkeit an 
Krebs sei in Wewelsfleth da-
gegen nicht erhöht.

Um den Strahlenschutz der 
Bevölkerung zu gewährlei-
sten, gebe es für das Kern-
kraftwerk Brokdorf „seit In-
betriebsetzung im Jahr 1988 
lückenlose Daten über die 
Emissionen von radioaktiven 
Nukliden und von Messwerten 
aus dem Umgebungsüberwa-
chungsprogramm“, behauptet 
das Kieler Ministerium. Re-
gelmäßig würden „mehrmals 
pro Jahr“ Boden-, Wasser-
und Luftproben untersucht. 
„Alle Untersuchungen, auch 
die Messung der radioaktiven 
Ableitungen“, seien unauffäl-
lig gewesen. Die zusätzliche 
Belastung durch radioaktive 
Strahlung aus dem Kernkraft-
werk Brokdorf betrage 1 bis 3 
Mikrosievert pro Jahr und 
liege deutlich („um den Faktor 
500-1000“) unterhalb der na-
türlichen Belastung.
Das Ministerium gibt sich 
ratlos, ihm seien „keine äuße-

ren Ursachen für die erhöhten 
Krebszahlen bekannt“. Auf-
grund der Unterschiedlichkeit 
der auffälligen Tumorarten sei
nicht von einem einzigen Ri-
sikofaktor als Ursache auszu-
gehen, es fehle eine plausible
Hypothese für einen Risiko-

Ein Antrag der SPD-Fraktion 
(Bundestagsdrucksache 17/
8351 vom 17.01.2012), die 
Rückholung der Fässer aus 
dem Atommülllager Asse II 
zu beschleunigen, ist am 25. 
Januar 2012 im Umweltaus-
schuß des Deutschen Bun-
destages mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt worden. Ka-
therina Reiche (CDU), Parla-
mentarische Staatsekretärin im 
Bundesumweltministerium
(BMU), erklärte jedoch für die 
Bundesregierung, daß sie sich 
weiterhin „uneingeschränkt 
zur Rückholung“ bekenne. 
Für Anfang Februar 2012 
kündigte Frau Reiche einen 
Sachstandsbericht an, auf dem 
die Ergebnisse eines Fach-
workshops vorgelegt werden
sollen, auf dem am 18. und 19 
Januar 2012 über die Schacht-
anlage Asse und weitere Maß-
nahmen zur Beschleunigung 
der Rückholung des Atom-
mülls beraten worden war. 
Voraussichtlich am 10. Fe-
bruar 2012 soll ein entspre-
chender Gesetzesentwurf vor-
gelegt werden.
In ihrem Antrag hatte die SPD 
kritisiert, daß es durch die 
strikte Anwendung des Atom-
rechts zu Verzögerungen bei 

der Rückholung komme, 
obwohl der schlechte bauliche 
Zustand der Asse hierfür nur 
eine begrenzte Zeit lasse. Die 
Fraktion wollte zudem prüfen 
lassen, ob für eine Beschleu-
nigung des Verfahrens die 
entsprechenden Paragraphen 
des Atomgesetzes zur Gefah-
renabwehr angewandt werden 
könnten. Außerdem forderte 
sie in ihrem Antrag die Ein-
richtung einer Task-Force für 
eine schnellere Klärung des 
weiteren Vorgehens. 

Die SPD erklärte, daß man die 
Dauer des Verfahrens nicht 
hinnehmen dürfe. Sie betonte, 
es müsse ein Rechtsrahmen 
geschaffen werden, der „un-
verzügliches Handeln möglich 
mache“. Die Bergung sei das 
vordringliche Ziel. Gleichzei-
tig stellte die SPD-Vertreterin 
die Frage in den Raum, ob die 
Landesregierung wirklich ein 
Interesse habe, die Atommüll-
Fässer zu bergen.

Drohende Grundwasser-
verseuchung

In der Schachtanlage Asse II 
würde durch einen nicht mehr 
beherrschbaren Wasserzufluss 
der Betrieb und damit die 
Bergung des Inventars zum 

Krebs um Atomkraftwerke

Krebshäufung beim 
Atomkraftwerk Brokdorf

Atommüll-Lagerung

Initiative für eine schnellere 
Rückholung des Atommülls
aus dem Salzbergwerk Asse
ist gescheitert

faktor. Von einer wissen-
schaftlichen Studie zur Auf-
klärung der Ursachen seien 
aber „derzeit keine neuen Er-
kenntnisse zu erwarten, sie 
wäre daher nicht zielführend“, 
ist sich das Kieler Ministe-
rium dagegen gewiß. 

mailto:kohnlei@uni-muenster.de

